
 Bundestag beschließt Sicherung der Altersvorsorge Selbstständiger

Der Deutsche Bundestag hat am 14.12.2006 das Gesetz zum Pfändungsschutz der Altersvorsorge 
abschließend beraten. Danach soll künftig die Altersvorsorge Selbstständiger in gleicher Weise vor 
dem Vollstreckungszugriff der Gläubiger geschützt werden wie der Rentenanspruch abhängig Be-
schäftigter.

Bislang genießen Einkünfte Selbstständiger keinen Pfändungsschutz. Sie unterfallen unbeschränkt, 
also selbst wenn sie ausschließlich der Alterssicherung dienen, der Einzel- oder Gesamtvollstre-
ckung.

Die Neuregelung sieht vor, dass in einem ersten Schritt insbesondere die am weitesten verbreiteten 
Formen der Alterssicherung Selbstständiger, die Lebensversicherung und die private Rentenversi-
cherung, gegen einen schrankenlosen Vollstreckungszugriff abgesichert werden sollen. Das Gesetz 
ist aber offen genug formuliert, um auch andere Geldanlagen abzudecken, die der Altersvorsorge ge-
widmet sind.

• Schutzumfang: Die Rentenzahlungen, die auf solche Versicherungen erbracht werden, sol-
len in gleicher Weise geschützt werden wie die aus der gesetzlichen Rentenversicherung. 
Dies setzt einen zweifachen Pfändungsschutz voraus. Zum einen sind die nach Eintritt des 
Versicherungsfalles von dem Versicherungsgeber zu zahlenden Renten in gleicher Weise zu 
schützen wie Renten aus einer gesetzlichen Rentenversicherung. Um den Menschen den 
Aufbau einer solchen Alterssicherung überhaupt erst zu ermöglichen, ist es zum anderen ge-
boten, auch das anzusparende Vorsorgekapital einem Pfändungsschutz zu unterstellen.

• Verhinderung von Missbrauch: Um zu verhindern, dass Vermögenswerte missbräuchlich 
dem Zugriff der Gläubiger entzogen werden, ist der Pfändungsschutz auf solches Vorsorge-
kapital beschränkt, das von dem Berechtigten unwiderruflich in seine Altersvorsorge einge-
zahlt wurde. Die Leistungen aus dem angesparten Kapital dürfen erst mit Eintritt des Renten-
falls oder im Fall der Berufsunfähigkeit ausschließlich als lebenslange Rente erbracht wer-
den. Darüber hinaus hat der Versicherungsnehmer unwiderruflich darauf zu verzichten, über 
seine Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag zu verfügen. Außer für den Todesfall darf 
kein Kapitalwahlrecht vereinbart sein. Nach einer im Gesetzgebungsverfahren vorgenomme-
nen Ergänzung werden auch Hinterbliebene in den Schutzumfang einbezogen.

• Progressive Ausgestaltung des Vorsorgekapitals: Die Höhe des pfändungsgeschützten 
Vorsorgekapitals ist strikt limitiert und vom Lebensalter des Berechtigten abhängig. Ge-
schützt wird nur ein Kapitalstock, aus dem im Fall einer regelmäßigen Beitragszahlung mit 
Vollendung des 65. Lebensjahrs eine Rente erwirtschaftet werden kann, die in etwa der 
Pfändungsfreigrenze entspricht. Die Staffelbeträge, die jährlich unpfändbar angelegt werden 
können, reichen von 2.000 Euro bei einem 18-Jährigen bis zu 9.000 Euro bei einem über 60-
Jährigen. Grund für die Staffelung ist, dass lebensjüngeren Menschen mehr Zeit verbleibt, 
um ihre Altersvorsorge aufzubauen. In den Pfändungsschutz werden auch die Renten aus 
steuerlich geförderten Altersvorsorgevermögen einbezogen. 
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Nach dem Kündigungsschutzgesetz kann der Arbeitnehmer, dem gegenüber eine Änderungskündi-
gung ausgesprochen wurde, das Änderungsangebot des Arbeitgebers unter dem Vorbehalt der so-
zialen  Rechtfertigung  annehmen.

Den Vorbehalt muss der Arbeitnehmer, wenn die Kündigungsfrist weniger als drei Wochen beträgt, 
innerhalb der Kündigungsfrist, ansonsten innerhalb dieser drei Wochen erklären. Diese gesetzliche 
Frist ist zwingend. Für den Arbeitnehmer nachteilige Abweichungen können nicht vereinbart werden.

Eine zu kurze Bestimmung der Annahmefrist durch den Arbeitgeber im Änderungsangebot führt nicht 
zur Unwirksamkeit der Kündigung. Sie setzt vielmehr die gesetzliche Annahmefrist von drei Wochen 
in Lauf.

  Vereinbarung eines Verzichts auf eine Kündigungsschutzklage im Sozi-
alplan-Tarifvertrag

Tarifvertragsparteien sind frei, im Rahmen ihrer Tarifzuständigkeit einen Tarifvertrag zu vereinbaren, 
der die sozialen und wirtschaftlichen Folgen einer Betriebsteilschließung für die davon betroffenen 
Arbeitnehmer ausgleicht oder mildert.

In einem solchen Tarifvertrag, der seinerseits den Abschluss eines Sozialplans nicht hindert, ist eine 
Regelung zulässig, welche die Zahlung einer Abfindung an betriebsbedingt gekündigte Arbeitnehmer 
davon abhängig macht, dass diese gegen die Kündigung keine Kündigungsschutzklage erheben, 
wenn die schriftliche Kündigung einen entsprechenden Hinweis des Arbeitgebers enthält.

Eine solche Regelung verstößt weder gegen den allgemeinen Gleichheitssatz noch gegen das Maß-
regelungsverbot.

In Sozialplänen - die i. d. R. zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber ausgehandelt werden - dürfen 
Sozialplanleistungen nicht vom Verzicht auf die Erhebung einer Kündigungsschutzklage abhängig 
gemacht werden. Nur in zusätzlichen freiwilligen Betriebsvereinbarungen darf vereinbart werden, 
dass Leistungen nur für den Fall vorgesehen sind, dass der Arbeitnehmer von der Möglichkeit zur Er-
hebung einer Kündigungsschutzklage keinen Gebrauch macht. Das Verbot, Sozialplanleistungen von 
einem entsprechenden Verzicht abhängig zu machen, darf nicht umgangen werden.

  Basiszins / Verzugszins

Verzugszinssatz ab 1.1.2002: (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5-%-Punkte 

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB 
maßgeblich für die Berechnung von Verzugszinsen

01.01.2002 - 30.06.2002 = 2,57 %
01.07.2002 - 31.12.2002 = 2,47 % 
01.01.2003 - 30.06.2003 = 1,97 % 
01.07.2003 - 31.12.2003 = 1,22 % 
01.01.2004 - 30.06.2004 = 1,14 % 
01.07.2004 - 31.12.2004 = 1,13 % 
01.01.2005 - 30.06.2005 = 1,21 % 
01.07.2005 - 31.12.2005 = 1,17 % 
01.01.2006 - 30.06.2006 = 1,37 %
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01.07.2006 - 31.12.2006 = 1,95 %
ab 1.1.2007 = 2,70 %

Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst 
in der nächsten Ausgabe berücksichtigt werden!

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt.
Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden.
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